
Seite 1/10 FN 155391t HG Wien Firmensitz Wien 

 

1. Geltungsbereich 
1.1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (kurz „AGB“) 

gelten für alle Verträge der ACP Holding Österreich 
GmbH und der mit ihr konzernmäßig verbundenen Un-
ternehmen in Österreich (nachfolgend kurz „ACP“), au-
ßer es wurde anderes explizit vereinbart. 

1.2. Unter einem Vertrag ist jedwede Beauftragung zur Leis-
tungserbringung (bestätigtes Angebot, Auftrag, Bestel-
lung, Service- oder auch Wartungsvertrag) zu verste-
hen. 

1.3. Diese AGB gelten uneingeschränkt, soweit nicht die 
Vertragsparteien ausdrücklich und schriftlich Abwei-
chendes vereinbart haben. Allfälligen Einkaufs bzw. Ge-
schäftsbedingungen des Vertragspartners wird hiermit 
ausdrücklich widersprochen, diese sind kein Vertrags-
bestandteil, es sei denn ihrer Geltung wird von ACP aus-
drücklich und schriftlich zugestimmt. Dies gilt auch dann, 
wenn ACP einem späteren Vertragsdokument, in wel-
chem auf andere Geschäftsbedingungen hingewiesen 
wird, diesbezüglich nicht mehr widerspricht. Die AGB 
gelten auch bei stillschweigender Annahme eines Ange-
bots. Sämtliche Angebote von ACP sind grundsätzlich 
freibleibend und unverbindlich. 

1.4. Auch ohne wiederholende Berufung auf diese AGB wer-
den zukünftige Nachtrags-, Zusatz- oder Folgeaufträge 
mit dem Vertragspartner ausschließlich auf Grundlage 
dieser AGB geschlossen, sofern nicht eine neuere jün-
gere Version der AGBs seitens ACP auf der Unterneh-
menswebsite veröffentlicht wurde und an die Stelle die-
ser AGB tritt. 

1.5. Bestellungen jeder Art, insbesondere die mündlich oder 
telefonisch angenommenen, werden von ACP nur mit 
Vorbehalt der vollen Anerkennung dieser AGB ange-
nommen. Mit jeder Bestellung, Anfrage, Kauf etc. aner-
kennt der Besteller, dass ausschließlich die gegenständ-
lichen AGB maßgeblich sind. 

1.6. Sofern ACP auf Wunsch des Vertragspartners Leistun-
gen/Lieferungen Dritter vermittelt, kommen diese Ver-
träge ausnahmslos zwischen dem Vertragspartner und 
dem Dritten zu den jeweiligen Geschäftsbedingungen 
des Dritten zustande. 

2. Änderung der Leistungen/Change-Request 
2.1. Unter Change-Request (kurz „CR“) wird im Allgemeinen 

eine Änderung eines vertraglich im beiderseitigen Ein-
verständnis vereinbarten Leistungsumfanges, oder der 
gegebenen Rahmenbedingungen verstanden. 

2.2. ACP und der Vertragspartner haben sich ihre Ände-
rungsverlangen (CR) jeweils schriftlich zu unterbreiten. 
Dabei soll der CR möglichst präzise beschrieben und 
formuliert sein. Eine gewünschte Änderung muss eine 
genaue Beschreibung derselben, die Gründe für die Än-
derung, den Einfluss auf Zeitplanung und die Kosten 
darlegen, um dem Adressaten des CR die Möglichkeit 
einer angemessenen Bewertung zu geben. 

2.3. Soweit aus fachlicher Sicht notwendig, unterstützt ACP 
den Vertragspartner unentgeltlich bei der Formulierung 
des CR. Ist hierfür wegen des Umfangs die Erstellung 
eines Pflichtenheftes erforderlich, ist diese Tätigkeit an 
ACP gesondert zu vergüten. 

2.4. ACP wird jeden CR vom Vertragspartner prüfen und 
dem Vertragspartner innerhalb von 10 Arbeitstagen mit-
teilen, ob der CR für ACP zumutbar und durchführbar ist. 
Verneint ACP die Durchführbarkeit, hat sie dies schriftlich 
gegenüber dem Vertragspartner zu begründen. 

2.5. Ist der CR zumutbar und durchführbar, teilt ACP mit, 
auf welche Weise und in welchem Zeitrahmen ACP die-
sen umzusetzen gedenkt. Insbesondere sind 

Auswirkungen auf den Leistungsumfang, die Vertrags-
laufzeit und die Vergütung darzustellen.  

2.6. Eine Vergütung für die Umsetzung des CR wird geschul-
det, wenn Prüfung und Umsetzung des CR einen Auf-
wand verursachen, der nicht nur ganz geringfügig über 
dem normalen vertraglich geschuldeten Leistungsauf-
wand von ACP liegt. Ist dies nach Ansicht von ACP der 
Fall, wird ACP dies dem Vertragspartner schriftlich dar-
legen und ein Angebot mit Angaben zum Leistungsum-
fang und zur geforderten Vergütung unterbreiten. Der 
Vertragspartner verpflichtet sich, binnen 10 Arbeitsta-
gen schriftlich den Auftrag zu erteilen oder den CR zu-
rückzuziehen. 

2.7. Bis zur Umsetzung eines CR ist ACP verpflichtet, die 
hiervon betroffenen Vertragsleistungen nach den bis-
lang geltenden vertraglichen Vereinbarungen zu erbrin-
gen, es sei denn, der Vertragspartner ordnet schriftlich 
an, dass die bisherige Leistungserbringung unterbro-
chen werden soll. 

2.8. ACP ist verpflichtet, eine Dokumentation über den CR 
und deren Umsetzung zu führen. Diese Dokumentation 
muss mindestens folgende Elemente enthalten: 
a) Datum des CR; 
b) Inhalt des CR; 
c) Datum der abgeschlossenen Umsetzung des CR; 
d) Unterschrift sämtlicher Vertragsparteien. 

2.9. Diese Dokumentation wird als neue Anlage zum jeweils 
abgeschlossenen Vertrag aufgenommen. 

3. Datenmigration 
3.1. Sollte eine Datenmigration zur Anwendung kommen 

und wird diese vertraglich als Leistung geschuldet, so 
wird ACP die beim Vertragspartner vorhandenen Pro-
duktivdaten (Echtdaten) nach Abschluss der Systemin-
stallation in das neue System einspielen. 

3.2. ACP ist für inhaltliche Richtigkeit und Vollständigkeit der 
zu übertragenden Daten nicht verantwortlich. 

3.3. Der Vertragspartner ist dafür verantwortlich, dass seine 
Echtdaten vor Beginn der Migration (ggf. auch während 
des Migrationsprozesses mehrfach) ausreichend und 
für eine jederzeitige Wiederherstellbarkeit geeignet ge-
sichert sind. 

3.4. Der Vertragspartner stellt ACP seine Echtdaten in einem 
für die Übernahme geeigneten Format, welches ACP 
dem Vertragspartner zuvor mitteilt, zur Verfügung. So-
fern für die Übernahme der Echtdaten Anpassungen 
am vorhandenen Datenbestand erforderlich sind (Feld-
beschreibungen, Mapping etc.), wird der Vertrags-
partner diese vornehmen. Sofern ACP diese Aufgaben 
übernehmen soll, ist hierfür ein gesonderter vergü-
tungspflichtiger Auftrag erforderlich. 

3.5. ACP wird dem Vertragspartner den Beginn des Migrati-
onsprozesses mitteilen und ihn auf die Notwendigkeit 
der Datensicherung hinweisen. 

3.6. Der Vertragspartner versichert und garantiert aus-
drücklich, dass durch die Migration Rechte Dritter nicht 
verletzt werden. Für den Fall einer Verletzung von 
Rechten Dritter wird der Vertragspartner ACP vollkom-
men schad- und klaglos halten. 

4. Programme und Entwicklungen 
4.1. Die Ausarbeitung individueller Organisationskonzepte 

und Schulungen, der Systemanalyse und Program-
mierung erfolgt nach Art und Umfang der vom Ver-
tragspartner vollständig zur Verfügung gestellten, bin-
denden Informationen, Unterlagen und Hilfsmittel. 
Dazu zählen auch praxisgerechte Testdaten sowie 
Testmöglichkeiten in ausreichendem Ausmaß, die der 
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Vertragspartner zeitgerecht, in der Normalzeit und auf 
seine Kosten zur Verfügung stellt. Wird vom Vertrags-
partner bereits auf der zum Test zur Verfügung gestell-
ten Anlage im Echtbetrieb gearbeitet, liegt die Verant-
wortung für die Sicherung der Echtdaten beim Ver-
tragspartner. 

4.2. Für die Erstellung von Individualprogrammen und Indivi-
dualschulungen ist die schriftliche Leistungsbeschrei-
bung, die ACP aufgrund der zur Verfügung gestellten Un-
terlagen und Informationen ausgearbeitet hat bzw. sol-
che, die der Vertragspartner zur Verfügung stellt, ver-
bindlich. Eine von ACP ausgearbeitete Leistungsbe-
schreibung ist vom Vertragspartner auf Richtigkeit und 
Vollständigkeit zu überprüfen. Falls innerhalb von zwei 
Wochen bei ACP einlangend keine Beanstandung dieser 
Leistungsbeschreibung durch den Vertragspartner er-
folgt, gilt diese Leistungsbeschreibung als genehmigt. 
Später auftretende Änderungswünsche werden nur zu 
gesonderten Termin- und Preisvereinbarungen durchge-
führt. 

4.3. Erstellte Software- bzw. Programmadaptierungen bedür-
fen für das betroffene Programmpaket einer Pro-
grammabnahme, die spätestens zwei Wochen ab Liefe-
rung durch den Vertragspartner zu erfolgen hat. Diese 
Programmabnahme wird in einem Protokoll vom Ver-
tragspartner bestätigt (Prüfung auf Richtigkeit und Voll-
ständigkeit anhand der genehmigten Leistungsbeschrei-
bung mittels der zur Verfügung gestellten Testdaten). 
Lässt der Vertragspartner den Zeitraum von zwei Wo-
chen ohne Programmabnahme verstreichen, so gilt die 
gelieferte Software mit dem Enddatum des genannten 
Zeitraumes als abgenommen. 

4.4. Bei der Bestellung von Standardprogrammen bestätigt 
der Vertragspartner mit der Bestellung, Kenntnis über 
den jeweiligen Leistungsumfang der bestellten Pro-
gramme zu haben. Der Vertragspartner ist darüber hin-
aus verpflichtet, sich vor Bestellung die entsprechende 
Kenntnis über den Leistungsumfang zu verschaffen. 

5. Mitwirkungspflicht des Vertragspartners 
5.1. Der Vertragspartner verpflichtet sich, ACP alle für das 

Projekt erforderlichen Informationen, Unterlagen, Vor-
gänge und Umstände mitzuteilen. Dem Vertragspartner 
obliegt in diesem Zusammenhang die Pflicht zur Offen-
barung aller wirtschaftlichen Verhältnisse und sonstiger 
faktischen Umstände, die für eine ordnungsgemäße 
Vertragsleistung relevant sein könnten. Hierzu gehören 
insbesondere Umstände, die thematisch in der Branche 
des Vertragspartners angesiedelt sind und sich für ACP 
nicht sofort erschließen, weshalb auch diesbezügliche 
Nachfragen von ACP nicht erfolgen können und auch 
nicht zu erfolgen haben. 

5.2. Darüber hinaus gilt diese Informationspflicht des Ver-
tragspartners auch für solche Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit von ACP beim Vertragspartner be-
kannt werden. ACP setzt voraus, dass die vom Vertrags-
partner bereitgestellten Informationen richtig und voll-
ständig und daher seitens ACP nicht zu überprüfen sind. 
Auf Verlangen von ACP hat der Vertragspartner die 
Richtigkeit und Vollständigkeit der von ihm vorgelegten 
Unterlagen, Auskünfte und mündlichen Erklärungen 
schriftlich zu bestätigen. 

5.3. Der Vertragspartner wird insbesondere auch alle soft-
warespezifischen Änderungen, welche einen Vertrags-
bestandteil beeinflussen könnten und die er selbst oder 
durch Dritte vorgenommen hat („Eigenentwicklungen“), 
unverzüglich ACP schriftlich mitteilen. Sofern ACP durch 
Eigenentwicklungen Supportmehraufwand entsteht, 
trägt der Vertragspartner die hieraus resultierenden 
Kosten gemäß der vereinbarten gültigen Preisliste. 

5.4. Auch auftretende Störungen, Fehler oder Gefahren im 

eigenen System, wie z.B. die Kompromittierung der Da-
ten oder Malware (Schadprogramme), sind ACP vom 
Vertragspartner umgehend mitzuteilen und nachvoll-
ziehbar zu dokumentieren, um ein mögliches Risiko für 
den Gesamtbetrieb der Leistungen seitens ACP zu ver-
hindern. Etwaige erforderliche Unterlagen für die 
Fehlerbeseitigung sind ACP zur Einsicht zur Verfügung 
zu stellen. Der Vertragspartner ist ferner verpflichtet, 
den Aufforderungen von ACP gegebenenfalls Folge zu 
leisten, um weiteren Schaden zu minimieren. Auf Auf-
forderung von ACP wird der Vertragspartner für Stö-
rungsmeldungen das ACP-Serviceportal verwenden. 

5.5. Neben den zuvor genannten Pflichten ist der Vertrags-
partner außerdem verpflichtet, ACP bei der Leistungs-
erbringung nach bestem Wissen und Gewissen zu un-
terstützen und alle zur ordnungsgemäßen Leistungser-
bringung notwendigen Voraussetzungen zu schaffen. 
Der Vertragspartner stellt ACP kostenlos und terminge-
recht alle für die Erfüllung der Vertragsleistungen erfor-
derlichen Mitarbeiter zur Verfügung. Des Weiteren wer-
den vom Vertragspartner kostenlos und termingerecht 
alle für die Vertragsleistung erforderlichen, richtigen und 
verbindlichen Unterlagen, Daten, Zugänge und Infor-
mationen zur Verfügung gestellt und die erforderlichen 
technischen Einrichtungen eingerichtet. 

5.6. Werden Vertragsleistungen in den Räumlichkeiten des 
Vertragspartners oder dessen Kunden erbracht, so wer-
den den Mitarbeitern von ACP ausreichend Arbeits-
plätze und notwendige Arbeitsmittel (z.B. Netzkompo-
nenten, Anschlüsse, Versorgungsstrom inkl. Spitzen-
spannungsausgleich, Notstromversorgungen, etc.), 
Stellflächen für Anlagen, sowie Infrastruktur in erforder-
lichem Umfang und Qualität (z.B. Arbeitsschutz, Klima-
tisierung) unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Der Ver-
tragspartner stellt außerdem sicher, dass ACP bzw. de-
ren Mitarbeiter und/oder durch ACP beauftragten Dritte 
während der Leistungserbringung der ungehinderte Zu-
tritt ermöglicht wird und für die Mitarbeiter von ACP an-
gemessene Vorkehrungen zum Schutz der Gesundheit 
und Sicherheit getroffen werden; insbesondere sind 
vom Vertragspartner die geltenden gesetzlichen Arbeit-
nehmerschutzvorschriften einzuhalten. 

5.7. Der Vertragspartner ist dafür verantwortlich, dass die an 
der Vertragserfüllung beteiligten Mitarbeiter seiner ver-
bundenen Unternehmen oder von ihm beauftragte 
Dritte entsprechend an der Vertragserfüllung mitwirken. 

5.8. Der Vertragspartner ist verpflichtet, die zur Nutzung der 
Dienstleistungen von ACP erforderlichen Passwörter 
und Log-Ins vertraulich zu behandeln. 

5.9. Soweit dies nicht ausdrücklich im Leistungsumfang von 
ACP enthalten ist, wird der Vertragspartner auf eigenes 
Risiko und auf eigene Kosten für eine Netzanbindung 
sorgen. 

5.10. Der Vertragspartner befolgt die von ACP erteilten Hin-
weise bezüglich Beschreibung, Eingrenzung, Feststel-
lung und Meldung von Fehlern. Gegebenenfalls wird 
der Vertragspartner Checklisten von ACP verwenden. 

5.11. ACP ist berechtigt, die Vertragsleistung per Fernwar-
tung zu erbringen. Der Vertragspartner hat einen dem 
Stand der Technik angemessenen Kommunikations-
standard, insbesondere geeignete Hard- und Software 
bereitzustellen und ACP den Zugriff auf die Applikatio-
nen zur Erfüllung der Vertragsleistung zu ermöglichen. 

5.12. Der Vertragspartner hat sämtliche Rechte des Lizenzge-
bers (wie z.B. gewerbliche Schutzrechte, Urheberrecht 
einschließlich Recht auf Copyright-Vermerk) an der 
Software und die Ansprüche des Lizenzgebers auf Ge-
heimhaltung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
auch durch seine Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen bzw. 
Dritte zu wahren; dies gilt auch, wenn die Software 
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geändert oder mit anderen Programmen verbunden 
wurde. Diese Verpflichtung bleibt auch nach Beendi-
gung des Vertrages aufrecht. Es obliegt ausschließlich 
dem Vertragspartner, sich über den Inhalt der entspre-
chenden Softwarelizenzbedingungen der jeweiligen 
Hersteller (Lizenzgeber) Kenntnis zu verschaffen. Der 
Vertragspartner unterwirft sich diesen Lizenzbedingun-
gen jedenfalls dadurch, dass er oder von ihm Beauf-
tragte jene Handlung vornehmen oder vornehmen las-
sen, die der jeweilige Softwarehersteller als Zustim-
mungserklärung bestimmt hat. Über ausdrücklichen 
Wunsch des Vertragspartners stellt ACP die entspre-
chenden Lizenzbedingungen vorweg zur Verfügung. 

5.13. Der Vertragspartner stellt sicher, dass die Hard- und 
Software unter den bestimmungsgemäßen Betriebsbe-
dingungen entsprechend der jeweiligen Dokumentation 
betrieben wird. Ebenso hat der Vertragspartner für die 
Raum- und Gebäudesicherheit, unter anderem für den 
Schutz vor Wasser, Feuer und Zutritt Unbefugter Sorge 
zu tragen. Der Vertragspartner ist für besondere Sicher-
heitsvorkehrungen (z.B. Sicherheitszellen) in seinen 
Räumlichkeiten selbst verantwortlich. 

5.14. Weiters verpflichtet sich der Vertragspartner alle ein-
schlägigen Gesetze (insbesondere das Pornographie- 
und Verbotsgesetz, das StGB, das DSG ,die DSGVO, 
das TKG 2003 idgF, das Medien- und Urheberrechtsge-
setz sowie das Gesetz gegen den unlauteren Wettbe-
werb) zu beachten und gegenüber jedermann die allei-
nige Verantwortung für die Einhaltung derselben zu 
übernehmen. 

5.15. Sämtliche vom Vertragspartner zu erbringenden Leis-
tungen sind auch im Falle einer Mängelbeseitigung zu 
erbringen. 

5.16. Der Vertragspartner wird alle ihm obliegenden Mitwir-
kungspflichten so zeitgerecht erbringen, dass ACP in 
der Erbringung der Dienstleistungen nicht behindert 
wird. 

5.17. Die Einhaltung des Leistungsspektrums seitens ACP 
setzt die vollständige und rechtzeitige Erfüllung sämtli-
cher Mitwirkungs- und sonstiger vertraglicher Verpflich-
tungen seitens des Vertragspartners voraus, dies nimmt 
der Vertragspartner ausdrücklich zur Kenntnis. 

5.18. Erfüllt der Vertragspartner seine Mitwirkungspflichten 
nicht zu den vereinbarten Terminen oder in dem vorge-
sehenen Umfang, gelten die von ACP erbrachten Leis-
tungen trotz möglicher Einschränkungen dennoch als 
vertragsgemäß erbracht. Zeitpläne für die von ACP zu 
erbringenden Leistungen verschieben sich in angemes-
senem Umfang. Der Vertragspartner wird die ACP hier-
durch entstehenden Mehraufwendungen und/oder Kos-
ten zu den bei ACP jeweils geltenden Sätzen gesondert 
vergüten. ACP ist weiters berechtigt im Falle eines Ver-
stoßes gegen die Mitwirkungspflichten vom jeweiligen 
Vertrag mit sofortiger Wirkung zurückzutreten. 

5.19. Der Vertragspartner ist nicht berechtigt, den Mitarbeitern 
von ACP Weisungen gleich welcher Art zu erteilen und 
wird alle Wünsche bezüglich der Leistungserbringung 
ausschließlich an den von ACP benannten Ansprech-
partner herantragen. 

6. Zahlungsbedingungen 
6.1. Die vom Vertragspartner zu zahlenden Preise oder 

Vergütungen verstehen sich in EURO und zuzüglich der 
gesetzlichen Umsatzsteuer. 

6.2. ACP wird die Vergütungen bei Lieferung und Abnahme 
der jeweiligen Vertragsleistungen in Rechnung stellen, 
wobei sich der Vertragspartner verpflichtet, diese nach 
Fertigstellung unverzüglich abzunehmen. Bei Aufträ-
gen, die mehrere Einheiten (z.B. Programme, Services 
und/oder Schulungen, Realisierung in Teilschritten) 

umfassen, ist ACP berechtigt, nach der Lieferung jeder 
einzelnen Einheit oder Teilleistung Rechnung zu legen. 
Die kleinste Verrechnungseinheit sind 30 Minuten. 

6.3. Für sonstige Zusatzleistungen gilt: Sofern sich die sons-
tige Leistungserbringung über einen Zeitraum von 
mehr als 4 Wochen erstreckt, ist ACP berechtigt, Ab-
schlagsrechnungen nach Leistungsfortschritt zu stel-
len. Diese erfolgen in der Regel monatlich im Nach-
hinein. 

6.4. Die von ACP gelegten Rechnungen zuzüglich Umsatz-
steuer sind prompt ab Rechnungsdatum ohne Abzug 
und spesenfrei zur Zahlung fällig. Bereits geleistete Ab-
schlagszahlungen werden in Abzug gebracht. 

6.5. Der Vertragspartner ist einverstanden, dass Rechnun-
gen von ACP an ihn auch elektronisch übermittelt wer-
den. 

6.6. Noch nicht fällige Rechnungen sowie gewährte Zah-
lungserleichterungen, wie Wechsel oder Schecks, die 
zahlungshalber angenommen wurden, werden unbe-
schadet der jeweiligen Laufzeit sofort fällig, wenn eine 
wesentliche Verschlechterung der Vermögensverhält-
nisse des Vertragspartners bekannt wird. 

6.7. Eine Zahlung gilt an dem Tag als erfolgt, an dem ACP 
über sie verfügen kann. 

6.8. Die Einhaltung der vereinbarten Zahlungstermine bildet 
eine wesentliche Bedingung für die weitere Durchfüh-
rung der Lieferung bzw. Vertragserfüllung durch ACP. 
Im Falle eines Zahlungsverzuges auch von Teilrech-
nungen und Akontozahlungen von zwei Wochen ist 
ACP nach einmaliger Mahnung und Setzung einer 
Nachfrist von einer Woche berechtigt, die laufenden Ar-
beiten einzustellen und vom Vertrag zurückzutreten. Im 
Falle von Teilzahlungen ist ACP weiters berechtigt, Ter-
minverlust geltend zu machen und den gesamten noch 
offenen Rechnungsbetrag fällig zu stellen. 

6.9. Bei Zahlungsverzug des Vertragspartners gelangen 
weiters Verzugszinsen gemäß § 456 UGB zur Verrech-
nung. Darüber hinaus ist der Vertragspartner für den 
Fall des Zahlungsverzugs verpflichtet, die entstehen-
den Mahn- und Inkassospesen sowie sämtliche sonsti-
gen mit dem Zahlungsverzug zusammenhängende Ne-
benkosten zu ersetzen. 

6.10. ACP ist jederzeit berechtigt, die Leistungserbringung 
von der Leistung von Anzahlungen oder der Beibrin-
gung von sonstigen Sicherheiten durch den Vertrags-
partner in angemessener Höhe abhängig zu machen. 

6.11. Sonstige für die Erbringung der Vertragsleistung erfor-
derlichen Lieferungen/Leistungen (z.B. Equipment, 
Software-Lizenzen, Datenleitungen, Rufbereitschaft) 
sowie allfällige Vertragsgebühren werden gesondert in 
Rechnung gestellt. Die Kosten von Programmträgern 
(z.B. Magnetbänder, Magnetplatten, Streamer, Tapes, 
Magnetbandkassetten, etc.) sowie allfällige Vertrags-
gebühren werden ebenfalls gesondert in Rechnung ge-
stellt. 

6.12. Bei Standardprogrammen gelten die am Tag der Liefe-
rung gültigen Listenpreise, sofern diese nicht in einer all-
fälligen Auftragsbestätigung festgelegt wurden. Auf-
tragserweiterungen werden bei allen anderen Leistun-
gen laut Arbeitsaufwand zu den am Tag der Leistungs-
erbringung gültigen Sätzen verrechnet. Abweichungen 
von einem, dem Vertragspreis zugrunde liegenden Zeit-
aufwand, werden von den Vertragspartnern entspre-
chend berücksichtigt. 

6.13. Die Kosten für Fahrt, Tag- und Nächtigungsgelder wer-
den dem Vertragspartner nach den jeweils gültigen Sät-
zen gesondert in Rechnung gestellt. Die genannten 
Sätze ändern sich entsprechend der Preisgleitklausel in 
Punkt 7. Wegzeiten gelten als Arbeitszeit. 

6.14. Alle sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden 
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Abgabenschuldigkeiten, wie z.B. Zölle, Rechtsge-
schäftsgebühren oder Quellensteuern, trägt der Ver-
tragspartner. Sollte ACP für solche Abgaben in An-
spruch genommen werden, so wird der Vertragspartner 
ACP schad- und klaglos halten. 

7. Indexierung/Preisanpassung 
7.1. Die Höhe des Entgelts bzw. der Preis für die beauftrag-

ten Leistungen ergibt sich, soweit nichts anderes verein-
bart ist, aus dem jeweils mit dem Vertragspartner abge-
schlossenen Vertrag samt Anlagen. 

7.2. Kostensteigerungen (z.B. Lohn- und Lohnnebenkosten, 
Ausbildungskosten, Sachkosten, Einkaufspreise, Ge-
meinkosten, Bezugskosten, Telefonkosten und -gebüh-
ren, Fahrt- und Reisekosten, Spesen) oder die Ein-
schränkung von Fördermitteln können in einem der Er-
höhung entsprechenden Umfang an den Vertrags-
partner weitergegeben werden. Der Vertragspartner ist 
über die Ursachen zeitnah zu informieren, wobei diese 
Anpassung für den noch verbleibenden Zeitraum dieses 
Vertragsjahres aliquot erfolgt. Sollten sich die gesetzli-
chen Grundlagen für Einfuhrabgaben oder ähnliches 
zwischen Vertragsabschluss und Erbringung der Ver-
tragsleistung ändern, ist ACP ebenfalls berechtigt, die 
Preise bzw. Vergütungen in der entsprechenden Höhe 
anzupassen. 

7.3. Sollte die Preiserhöhung gemäß Punkt 7.2. pro Ver-
tragsjahr 12 % nicht übersteigen, hat der Vertrags-
partner aus Anlass dieser Preiserhöhung kein besonde-
res Kündigungsrecht. Im Falle einer Preiserhöhung von 
mehr als 12 % pro Vertragsjahr ist der Vertragspartner 
berechtigt, das Vertragsverhältnis mit einer Frist von 
vierzehn Tagen zu kündigen. Anderenfalls gelten die ge-
änderten Preise nach Ablauf der Änderungsfrist als ver-
einbart. Ein solches Recht steht dem Kunden, der nicht 
Verbraucher ist, aber nicht zu, wenn die Preiserhöhung 
nur auf veränderte Wechselkurse, gestiegene Lohnkos-
ten und gestiegene Einkaufspreise für Verbrauchsmate-
rial zurückzuführen ist. 

7.4. Für die mit dem Vertragspartner jeweils vertraglich ver-
einbarten Preise bzw. Vergütungen wird eine jährliche 
Wertsicherung vereinbart. Als Berechnungsmaß der 
Wertbeständigkeit dient der von der Statistik Austria mo-
natlich verlautbarte Verbraucherpreisindex 2020 bzw. 
der von Amts wegen an seine Stelle tretende Index. Die 
wertsicherungsbedingte Preisanpassung erfolgt immer 
am 01.01. jedes Kalenderjahres und wird automatisch 
wirksam. Bei Verträgen, welche im letzten Quartal eines 
Jahres (zwischen 01.10. und 31.12.) abgeschlossen 
wurden, erfolgt die Anpassung per 01.01. des über-
nächsten Jahres (Bespiel: Vertragsabschluss 
01.10.2020; nächste Indexanpassung somit am 
01.01.2022). Als Bezugsgröße für die Anpassungen 
dient die für den ersten Tag des Jahres bekannt gege-
bene Indexzahl. Alle Veränderungsraten werden auf 
eine gerundete Dezimalstelle berechnet. Der Nachweis 
der Erhöhung durch Indexierung wird von ACP geführt. 
Eine aus welchen Gründen immer unterlassene Preis-
anpassung durch ACP bedeutet keinen Verzicht von 
ACP auf das Recht zur Anpassung. Das Absinken der 
Preise bzw. Vergütungen unter die jeweils in den Verträ-
gen und Anhängen vereinbarten Preise ist in jedem Fall 
ausgeschlossen. 

8. Aufrechnung 
8.1. Der Vertragspartner darf nur mit von ACP unbestritte-

nen bzw. schriftlich anerkannten oder rechtskräftig fest-
gestellten Forderungen aufrechnen. 

8.2. Jegliche Zurückbehaltung von vertraglichen Leistun-
gen des Vertragspartners wird ausgeschlossen. Insbe-
sondere ist der Vertragspartner nicht berechtigt, 

Zahlungen an ACP wegen nicht vollständig erbrachter 
Vertragsleistungen bzw. wegen allfälliger Garantie-, 
Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche zu-
rückzubehalten. 

9. Nutzungsrechte an Softwareprodukten & Unterla-
gen 

9.1. Der Vertragspartner sichert zu, dass er betreffend die 
von ihm für die Durchführung der Vertragsleistung der 
ACP zur Verfügung gestellten Werke über sämtliche 
Urheber- und/oder sonstigen Rechte verfügt und ACP 
somit in keine fremden Urheber- und/oder sonstigen 
Rechte eingreift. 

9.2. Der Vertragspartner darf die Ergebnisse erbrachter 
Vertragsleistungen nach Bezahlung ausschließlich für 
eigene Zwecke verwenden, wobei auch die Nutzung 
der Ergebnisse für Unternehmen, an denen der Ver-
tragspartner maßgeblich beteiligt ist, einer gesonderten 
schriftlichen Vereinbarung zwischen dem Vertrags-
partner und ACP bedarf. Im Übrigen bleiben alle Nut-
zungsrechte in allen Nutzungsarten bei ACP. 

9.3. Der Vertragspartner ist nicht berechtigt, ohne schriftli-
che Zustimmung von ACP die Weitergabe von Organi-
sationsausarbeitungen, Schulungskonzepten und 
Schulungsunterlagen, Programmen oder Programm-
konzepten, Angeboten, Leistungsbeschreibungen usw. 
oder davon abgeleitete Kopien an Dritte, sei es entgelt-
lich oder unentgeltlich, vorzunehmen. Speziell erstellte 
Programme und Organisationsleistungen stellen aus-
schließlich geistiges Eigentum von ACP dar. Unabhän-
gig davon gilt das Nutzungsrecht derselben - auch nach 
Bezahlung - ausschließlich zu eigenen Zwecken des 
Vertragspartners und nur für die im jeweils abgeschlos-
senen Vertrag bezeichnete Hardware. Jede dennoch 
erfolgte Weitergabe, in welcher Rechtsform immer, 
aber auch jede kurzfristige Überlassung zur Herstellung 
von Reproduktionen, zieht Schadenersatzansprüche 
nach sich, wobei der Vertragspartner stets, auch bei 
leichter Fahrlässigkeit, volle Genugtuung zu leisten hat. 

9.4. Bei verkaufter Software erhält der Vertragspartner das 
nicht übertragbare und nicht ausschließliche Recht, die 
verkaufte Software unter Einhaltung der vertraglichen 
Spezifikation am vereinbarten Aufstellungsort zu benut-
zen. Dieses Recht ist bei mitgelieferter Hardware aus-
schließlich auf die Nutzung dieser Hardware, bei selb-
ständiger Software, ausschließlich auf die im Vertrag 
nach Typ, Anzahl und Aufstellungsort definierte Hard-
ware beschränkt. Alle anderen Rechte an der Software 
sind dem Lizenzgeber vorbehalten. Ohne dessen 
schriftliches Einverständnis ist der Vertragspartner un-
beschadet der Bestimmungen des § 40(d) UrhG insbe-
sondere nicht berechtigt, die Software zu vervielfälti-
gen, zu ändern, Dritten zugänglich zu machen oder auf 
einer anderen als der vertragsgegenständlichen Hard-
ware zu benutzen. Bei Nutzung von Softwareprodukten 
in einem Netzwerk ist für jeden gleichzeitigen Benutzer 
eine Lizenz erforderlich. Bei Nutzung von Softwarepro-
dukten auf Stand-Alone-PCs ist für jeden PC grund-
sätzlich eine Lizenz erforderlich. Soweit die bestim-
mungsgemäße Benutzung den gleichzeitigen Einsatz 
auf mehr als einem Arbeitsplatz umfassen soll, bedarf 
dies der ausdrücklichen Vereinbarung. Die Benutzung 
von Software auf nicht vertragsgegenständlicher Hard-
ware darf nur aufgrund einer gesonderten, schriftlichen 
und entgeltlichen Vereinbarung erfolgen. 

9.5. Für dem Vertragspartner von ACP überlassene Soft-
wareprodukte Dritter gelten vorrangig vor den Regelun-
gen des Punktes 9.4. die jeweiligen Lizenzbestimmun-
gen des Herstellers dieser Softwareprodukte. 

9.6. Werden durch die Leistungserbringung von ACP 
und/oder durch die vertragsgemäße Nutzung der 
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Leistungen durch den Vertragspartner nach der österrei-
chischen Rechtsordnung wirksame gewerbliche Schutz-
rechte oder Urheberrechte Dritter („Schutzrechte“) ver-
letzt und macht ein Dritter berechtigte Ansprüche aus der 
Verletzung der Schutzrechte gegenüber dem Vertrags-
partner geltend, wird ACP den Vertragspartner bei der 
Abwehr solcher Ansprüche unterstützen. 

9.7. ACP wird nach ihrer Wahl die Leistung in einer Weise 
ändern oder ersetzen, dass keine Schutzrechte verletzt 
werden, oder dem Vertragspartner das Recht zur ver-
tragsgemäßen Nutzung der Leistungen verschaffen. Ist 
dies ACP mit angemessenem Aufwand nicht möglich, 
wird ACP dies dem Vertragspartner mitteilen; dieser hat 
dann binnen 4 Wochen ab der Verständigung das Recht 
von der jeweiligen Leistung bzw. Teilleistung, die die 
Schutzrechte verletzt, zurückzutreten. Als berechtigt im 
Sinne dieses Punktes gelten Ansprüche, wenn sie von 
ACP anerkannt oder in einem rechtskräftig abgeschlos-
senen Verfahren zuerkannt worden sind. 

9.8. Der Vertragspartner ist bei sonstigem Verlust aller An-
sprüche verpflichtet, (a) ACP unverzüglich schriftlich zu 
unterrichten, dass gegen sie Ansprüche wegen der Ver-
letzung von Schutzrechten gestellt wurden; (b) ACP 
sämtliche Abwehrmaßnahmen und Vergleichsverhand-
lungen mit dem Dritten zu überlassen; (c) im Fall eines 
Rechtsstreites ACP den Streit verkünden. 

9.9. Sämtliche Ansprüche des Vertragspartners sind ausge-
schlossen, wenn (a) ACP die Schutzrechtsverletzung 
nicht zu vertreten hat; (b) die von ACP erbrachten Leis-
tungen nicht vertragsgemäß genutzt werden; (c) die Ver-
letzung der Schutzrechte auf Änderungen und/oder Er-
weiterungen durch den Vertragspartner selbst oder 
Dritte zurückzuführen ist und ACP einer solchen Ände-
rung bzw. Erweiterung nicht schriftlich zugestimmt hat; 
(d) die Schutzrechtsverletzung auf speziellen Vorgaben 
des Vertragspartners beruhen oder (e) die Schutz-
rechtsverletzung durch die Kombination mit nicht von 
ACP gelieferten oder genehmigten Produkten verursacht 
wurde. 

9.10. Der Vertragspartner ist damit einverstanden, dass die 
von ihm in Auftrag gegebenen Programme in die Pro-
grammbibliothek von ACP zur allgemeinen Nutzung 
durch die ACP- Vertriebsorganisation ausgleichend da-
für aufgenommen werden, dass seine Programme durch 
die Nutzung anderweitiger Erfahrungen und Unterlagen 
erheblich wirtschaftlicher und kostengünstiger erarbeitet 
werden konnten, als dies ohne Inanspruchnahme derar-
tiger Hilfsmittel der Fall gewesen wäre. 

10. Eigentumsvorbehalt 
10.1. Der Vertragspartner erwirbt das Eigentum an von ACP 

gelieferten Produkten und sonstigen Sachen sowie 
auch an allen anderen Rechten erst mit vollständiger 
Bezahlung des vereinbarten Preises. Zuvor hat der 
Vertragspartner ein vorläufiges, rein schuldrechtliches 
Nutzungsrecht. 

10.2. Der Vertragspartner ist nicht berechtigt, Vorbehalts-
ware zu verpfänden oder zur Sicherheit zu übereignen. 
Bei Zahlungsverzug, drohender Zahlungseinstellung 
oder im Falle der Zwangsvollstreckung gegen den Ver-
tragspartner ist ACP berechtigt, die Vorbehaltsware zu 
demontieren und/oder sonst zurückzunehmen, ohne 
dass dies einem Rücktritt vom Vertrag gleichzusetzen 
ist. Der Vertragspartner ist zur Herausgabe verpflichtet. 

10.3. Bei Pfändung oder sonstiger Inanspruchnahme der 
Vorbehaltsware durch Dritte ist der Vertragspartner 
verpflichtet, auf das Eigentumsrecht von ACP hinzuwei-
sen und ACP unverzüglich zu verständigen. Alle der 
ACP durch solche Zugriffe Dritter entstehenden Kosten 
und Schäden hat der Vertragspartner zu verantworten. 

10.4. Im Falle einer Weiterveräußerung der Ware im 

ordentlichen Geschäftsbetrieb gilt der Weiterveräuße-
rungspreis als an die ACP abgetreten, wobei die Abtre-
tung bei Entstehen der Forderung in den Büchern und 
in der EDV-Buchhaltung zu vermerken ist. Der Weiter-
veräußerungspreis ist daher auf ein gesondertes Konto 
zu legen und an die ACP abzuführen. 

11. Ansprechpartner 
11.1. ACP und der Vertragspartner stellen für die gesamte 

Vertragslaufzeit die erforderliche Anzahl, sofern nichts 
anderes vereinbart, ist mindestens jedoch zwei, an 
kompetenten und entscheidungsbefugten Ansprech-
partnern bereit. Für die Leistungsdurchführung notwen-
dige Entscheidungen trifft der Vertragspartner unver-
züglich nach Mitteilung des Entscheidungsbedarfs 
durch ACP. 

11.2. Der Vertragspartner trägt dafür Sorge, dass die von ihm 
benannten Ansprechpartner oder die von diesem be-
vollmächtigten Personen autorisiert sind, verbindliche 
Erklärungen an ACP abzugeben. 

11.3. Die Ansprechpartner sind in den abzuschließenden 
Verträgen jeweils konkret festzulegen und zu benen-
nen. 

12. Leistungserbringung/Lieferung 
12.1. Angaben zu Liefer- und Leistungszeitpunkten sind 

grundsätzlich unverbindlich. Anderes gilt nur dann, 
wenn ACP Liefer- und Leistungszeitpunkte ausdrück-
lich schriftlich als verbindlich zugesagt hat. Fixtermine 
bedürfen der ausdrücklichen schriftlichen Vereinba-
rung. 

12.2. Vereinbarte Termine basieren auf einer Schätzung 
nach bestem Wissen und Gewissen zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses. Im Falle einer Überziehung der 
vereinbarten Termine, hat der Vertragspartner ACP 
eine angemessene Nachfrist zu gewähren. 

12.3. Liefer- oder Leistungsfristen sind für die Vertragsleis-
tungen von ACP mit Beginn der Lieferung oder Leis-
tung eingehalten. Ein Versand erfolgt grundsätzlich auf 
Kosten und Gefahr des Vertragspartners. Der Ab-
schluss von Versicherungen erfolgt nur auf schriftlichen 
Wunsch und Kosten des Vertragspartners. 

12.4. Soweit nicht explizit Gegenteiliges vereinbart ist, er-
bringt ACP sämtliche Vertragsleistungen zu den Ge-
schäftszeiten von ACP. Die konkreten Geschäftszeiten 
der einzelnen ACP-Geschäftsstellen können unter 
nachstehendem Link abgerufen werden: 
http://www.acp.at/ueberacp/seiten/ home.aspx.  

12.5. Für die Leistungserbringung außerhalb der Geschäfts-
zeiten von ACP werden Zuschläge erhoben. Diese sind 
gesondert zu vereinbaren. 

12.6. Allfällige im Zusammenhang mit der Lieferung oder Leis-
tungserbringung erforderliche behördliche Genehmigun-
gen oder Genehmigungen Dritter sind vom Vertrags-
partner zu erwirken. Erfolgen solche Genehmigungen 
nicht rechtzeitig, so verlängert sich die Liefer- bzw. Leis-
tungsfrist entsprechend und kann dies nicht zum Verzug 
von ACP führen. Sachlich gerechtfertigte und angemes-
sene Änderungen der Leistungs- und Lieferverpflichtung 
von ACP, insbesondere notwendig werdende Anpassun-
gen auf eine angemessene Liefer- bzw. Leistungsfrist 
gelten vom Vertragspartner als vorweg genehmigt. ACP 
ist berechtigt Teil- oder Vorlieferungen vorzunehmen. 
Bei Vereinbarung einer Lieferung auf Abruf, gilt die Ware 
spätestens 1 Jahr nach Bestellung als abgerufen. 

12.7. Im Falle von höherer Gewalt wird der Vertragspartner, 
wenn der jeweilige Vertragspartner sich darauf berufen 
will, innerhalb von 3 Monaten nach Eintreten des die hö-
here Gewalt verursachenden Ereignisses dem anderen 
Vertragspartner schriftlich darüber benachrichtigen. 

http://www.acp.at/ueberacp/seiten/
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Höhere Gewalt im Sinne dieses Vertrages bedeutet je-
der Einfluss oder Umstand, der nach Vertragsunter-
zeichnung eintritt und der außerhalb der Verantwortlich-
keit der Vertragspartner liegt. Dazu gehören unter ande-
rem Arbeitskampf, Streik und Aussperrung; hoheitlicher 
Eingriffe; Krieg, Mobilmachung, Revolutionen oder Auf-
stände; Naturkatastrophen; Pandemien; Feuer; Erdbe-
ben; Sabotage und Terrorismus; Embargo; Zusammen-
bruch oder größere Reparatur einer wesentlichen Ma-
schine oder Gerätschaft, die direkt und unentbehrlich bei 
der Herstellung der Lieferungen verwendet wird; Stö-
rung der Stromversorgung; Ausfall von Transportmitteln; 
Ausfall von Telekommunikationsnetzen bzw. Datenlei-
tungen; Transportunfälle oder –verzögerungen; Sons-
tige unbeherrschbare Ereignisse, wie Bomben, etc.; 
Akte, Unterlassungen oder Interventionen staatlicher 
Stellen, die mit der rechtzeitigen Erteilung von Lizenzen, 
Genehmigungen oder Freigaben befasst sind, ein-
schließlich etwaiger Gesetzesänderungen nach Ver-
tragsabschluss, sowie Verzögerungen bei der Erlan-
gung solcher Lizenzen, Genehmigungen oder Freiga-
ben. 

12.8. Lieferverzögerungen und Kostenerhöhungen, die durch 
unrichtige, unvollständige oder nachträglich geänderte 
Angaben und Informationen bzw. zur Verfügung gestell-
ter Unterlagen vom Vertragspartner bzw. der Sphäre 
des Vertragspartners entstammenden Dritten entste-
hen, sind von ACP nicht zu vertreten und können nicht 
zum Verzug von ACP führen. Daraus resultierende 
Mehrkosten werden von ACP in Rechnung gestellt. 

12.9. Für den Fall der Überschreitung einer vereinbarten Lie-
ferzeit/Leistungszeit von 12 Wochen durch grobes Ver-
schulden von ACP ist der Vertragspartner berechtigt, 
mittels eingeschriebenen Briefes vom betreffenden Ver-
trag zurückzutreten, wenn auch innerhalb einer vom 
Vertragspartner zu setzenden angemessenen, jeden-
falls aber mindestens zwei Wochen betragenden Nach-
frist, die vereinbarte (Teil-) Leistung nicht erbracht wird 
und den Vertragspartner daran kein Verschulden trifft. 

12.10. Ansonsten sind Stornierungen durch den Vertrags-
partner nur mit schriftlicher Zustimmung von ACP mög-
lich. Ist ACP mit einer solchen einvernehmlichen Ver-
tragsauflösung einverstanden, ist ACP berechtigt, neben 
den erbrachten Vertragsleistungen und aufgelaufenen 
Kosten eine Stornogebühr in der Höhe von 40% des 
noch nicht abgerechneten Auftragswertes des Gesamt-
projektes zu verrechnen. Dieselben Regelungen gelten 
auch, wenn der Vertragspartner Handlungen setzt, die 
ACP zu einem Vertragsrücktritt berechtigen. Darüber-
hinausgehende Schadensersatzansprüche von ACP 
bleiben hiervon unberührt. 

12.11. Sollte sich außerdem im Zuge der Vertragsausführung 
herausstellen, dass die Vertragsausführung tatsächlich 
oder rechtlich unmöglich ist, ist ACP verpflichtet, dies 
dem Vertragspartner sofort anzuzeigen. Jede Partei ist 
in diesem Fall berechtigt, vom abgeschlossenen Vertrag 
zurückzutreten. Die bis dahin für die Tätigkeit von ACP 
aufgelaufenen Kosten und Spesen gemäß vorzulegen-
der, interner Projektabrechnung sind in diesem Fall vom 
Vertragspartner zu ersetzen, soweit ACP kein grobes 
Verschulden an der eingetretenen Unmöglichkeit trifft. 

13. Entsorgung von Elektro- und Elektronikaltgeräten 
13.1. Erwirbt ein Vertragspartner mit Sitz in Österreich 

Elektro- oder Elektronikgeräte für gewerbliche Zwecke, 
übernimmt er die Verpflichtung zur Finanzierung der 
Sammlung und Behandlung von Elektro- und Elektroni-
kaltgeräten im Sinn der Elektroaltgeräteverordnung für 
den Fall, dass er selbst Nutzer des Elektro-Elektronikge-
räts ist. Ist er nicht Letztnutzer, hat er die Finanzierungs-
verpflichtung vollinhaltlich durch Vereinbarung auf 

seinen Abnehmer zu überbinden und dies gegenüber 
ACP zu dokumentieren. 

13.2. Ein Vertragspartner mit Sitz in Österreich hat dafür 
Sorge zu tragen, dass ACP alle Informationen zur Ver-
fügung gestellt werden, um die Verpflichtungen von 
ACP als Hersteller/Importeur insbesondere nach §§ 11 
und 24 der Elektroaltgeräteverordnung und dem Abfall-
wirtschaftsgesetz erfüllen zu können. 

13.3. Ein Vertragspartner, welcher seinen Sitz in Österreich 
hat, haftet gegenüber ACP für alle Schäden und sons-
tigen finanziellen Nachteile, die ACP durch den Ver-
tragspartner wegen fehlender oder mangelhafter Erfül-
lung der Finanzierungsverpflichtung sowie sonstiger 
Verpflichtungen nach Punkt 13. entstehen. Die Beweis-
last für die Erfüllung dieser Verpflichtung trifft den Ver-
tragspartner. 

14. Vertragslaufzeit/Kündigung/Leistungseinstellung 
14.1. Verträge mit ACP sind grundsätzlich auf unbestimmte 

Zeit abgeschlossen und treten mit dem Tag der firmen-
mäßigen Unterzeichnung durch beide Vertragspartner 
in Kraft, soweit nicht ein abweichender Leistungsbe-
ginn bzw. ein abweichendes Leistungsende vertraglich 
geregelt ist. 

14.2. Sofern im abgeschlossenen Vertrag nicht etwas ande-
res vereinbart wurde, kann der abgeschlossene Vertrag 
von jedem Vertragspartner unter Einhaltung einer Kün-
digungsfrist von 6 Monaten zum Ende eines jeden 
Quartals aufgekündigt werden, frühestens aber zum 
Ende der im Vertrag vereinbarten Mindestlaufzeit, 
durch eingeschriebenen Brief gekündigt werden. 

14.3. ACP ist überdies berechtigt, den Vertrag aus wichtigem 
Grund vorzeitig zu kündigen, wenn sich wesentliche 
Parameter der Leistungserbringung geändert haben 
und ACP aus diesem Grund die Fortführung der Leis-
tungen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht 
mehr zugemutet werden kann.  

14.4. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt da-
von unberührt. ACP ist insbesondere dann zur außer-
ordentlichen Kündigung berechtigt, wenn der Vertrags-
partner trotz Mahnung und Nachfristsetzung von 1 Wo-
che mit fälligen Zahlungen aus einem abgeschlossenen 
Vertrag mehr als 2 Wochen in Verzug ist. Darüber hin-
aus ist ACP auch bei einem schwerwiegenden Verstoß 
gegen wesentliche Vertragspflichten durch den Ver-
tragspartner, bei einer wesentlichen Verschlechterung 
der Vermögensverhältnisse des Vertragspartners, bei 
einer Verlegung des seinen Firmen- bzw. Wohnsitz des 
Vertragspartners ins Ausland oder im Falle jeder gegen 
bestehende Rechtsvorschriften verstoßenden Service-
nutzung durch den Vertragspartner zur außerordentli-
chen Kündigung berechtigt. 

14.5. Stellt der zur außerordentlichen Kündigung berechti-
gende Grund ein schuldhaftes und zugleich vertrags-
widriges Verhalten dar, so hat ACP Anspruch auf Scha-
denersatz. 

14.6. Kündigungserklärungen und Nachfristsetzungen be-
dürfen zu ihrer Wirksamkeit ausschließlich der Schrift-
form. 

14.7. ACP und der Vertragspartner werden im Falle der Be-
endigung eines Vertragsverhältnisses zusammenwir-
ken, um die ordnungsgemäße Überleitung der zu er-
bringenden Vertragsleistungen auf den Vertragspartner 
oder auf einen vom Vertragspartner autorisierten Drit-
ten zu ermöglichen. Bei Vertragsbeendigung hat der 
Vertragspartner unverzüglich sämtliche ihm von ACP 
überlassene Unterlagen und Dokumentationen an 
ACP zurückzustellen. Ebenso hat ACP bei Vertragsbe-
endigung alle Verarbeitungsergebnisse und Unterla-
gen, die Daten enthalten, dem Vertragspartner zu 
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übergeben oder zu vernichten. Hinsichtlich der Been-
digungsunterstützung und deren Vergütung ist eine 
gesonderte Vereinbarung zu treffen. 

14.8. ACP behält sich vor einzelne Leistungen - auch wäh-
rend der im Vertrag genannten Mindestlaufzeit - einzu-
stellen. ACP wird dies dem Vertragspartner im Vor-
hinein schriftlich bzw. per E-Mail unter Einhaltung einer 
angemessenen Frist, allenfalls unter Aufzeigung ver-
gleichbarer Services ankündigen. Die Bestimmungen 
in Punkt 14.7. gelten sinngemäß.  

15. Gewährleistung 
15.1. ACP gewährleistet grundsätzlich die ordnungsgemäße 

Durchführung der Vertragsleistungen und haftet dafür, 
dass die Vertragsleistungen jenen Leistungen entspre-
chen, welche zwischen den Vertragsparteien vereinbart 
oder vorausgesetzt wurden. Ohne ausdrückliche schrift-
liche Zusage leistet ACP keine Gewähr dafür, dass die 
Vertragsleistung für die Zwecke des Vertragspartners 
wirtschaftlich oder technisch brauchbar ist. 

15.2. Die von ACP geschuldeten Vertragsleistungen sind frei 
von Sachmängeln, wenn sie bei Überlassung dem ver-
traglich vereinbarten Verwendungszweck unter prakti-
schen Gesichtspunkten entsprechen. Eine Funktionsbe-
einträchtigung eines Systems, die aus Umgebungsbe-
dingungen, Fehlbedienung oder ähnlichem resultiert, 
stellt keinen Mangel dar. Im Übrigen bleibt eine unerheb-
liche Minderung der Qualität unberücksichtigt. 

15.3. Der Vertragspartner hat die von ACP ausgeführten Ver-
tragsleistungen umgehend nach Leistungserbringung 
auf Mängel und Qualität zu prüfen. Offensichtliche Män-
gel muss der Vertragspartner ACP innerhalb einer Wo-
che schriftlich rügen. Die Rüge ist bei ACP anzumelden 
und darf eine solche Mängelrüge nur von einer fachkun-
digen und autorisierten Person des Vertragspartners 
vorgenommen werden. Meldungen auf sonstige Weise 
gelten nur dann als erfolgt, wenn ACP diese unverzüg-
lich schriftlich oder per E-Mail bestätigt hat. Den durch 
eine verspätete Meldung entstehenden Mehraufwand 
bei der Fehlerbeseitigung trägt der Vertragspartner. Un-
terlässt der Vertragspartner eine derartige Mängelrüge, 
treten die Rechtsfolgen gemäß § 377 Abs 2 UGB ein. 
Hinsichtlich allfällig später hervorkommender Mängel 
wird auf die Bestimmung des § 377 Abs 3 UGB verwie-
sen, wobei hier ebenfalls eine Frist von 1 Woche als ver-
einbart gilt. 

15.4. Die Verbesserung von Mängeln erfolgt nach Wahl von 
ACP durch Beseitigung/Behebung des Mangels, 
(Nach- ) Lieferung eines mangelfreien Programmes 
oder anderer Produkte oder durch Aufzeigen von Mög-
lichkeiten, wie der Mangel oder die Auswirkungen des 
Mangels vermieden werden können. Die Mängelbeseiti-
gung durch ACP kann auch durch telefonische, schriftli-
che oder elektronische Handlungsanweisungen an den 
Vertragspartner erfolgen. Der Vertragspartner wird zur 
Untersuchung bzw. Mängelbehebung alle erforderlichen 
Maßnahmen setzen bzw. im notwendigen Ausmaß mit-
wirken. Liegt kein Mangel vor, hinsichtlich dessen ACP 
gewährleistungspflichtig ist, ersetzt der Kunde ACP die 
entstandenen Kosten. Eine Behebung eines allfälligen 
Mangels durch den Vertragspartner selbst ist ausge-
schlossen. 

15.5. Ein gleichwertiger neuer Programmstand oder der 
gleichwertige vorhergehende Programmstand, der die 
Mängel nicht enthalten hat, ist vom Vertragspartner zu 
übernehmen, es sei denn, dies ist für ihn unzumutbar. 

15.6. ACP ist innerhalb einer angemessenen Frist zu mindes-
tens zwei Verbesserungsversuchen berechtigt. Das 
Fehlschlagen eines zweiten Verbesserungsversuches 
bedeutet nicht zwingend das endgültige Fehlschlagen 
der Verbesserung. Der Vertragspartner und ACP 

werden angesichts der Umstände des Einzelfalles Be-
mühungen setzen, hinsichtlich weiterer Verbesserungs-
versuche eine einvernehmliche Lösung zu erzielen. 

15.7. Im Falle des endgültigen Scheiterns einer Fehlerbeseiti-
gung (Verbesserung) wird ACP dem Vertragspartner 
dies bekanntgeben und diesen auffordern, innerhalb an-
gemessener Frist die weitere Vorgehensweise festzule-
gen. Dem Vertragspartner steht nach endgültig fehlge-
schlagener Verbesserung wahlweise zu, den vereinbar-
ten Preis bzw. die vereinbarte Vergütung angemessen 
herabzusetzen oder eine Aufhebung des Vertrages 
(Wandlung) zu verlangen. Liegt jedoch ein bloß gering-
fügiger Mangel vor, ist der Vertragspartner auf die Preis-
minderung beschränkt. 

15.8. Für Fehler von Standardsoftware bzw. nicht von ACP 
produzierter Software gelten die Regelungen für Män-
gelrechte des entsprechenden Lizenzvertrages bzw. 
des Vertrages über den Erwerb von Updates zu den je-
weiligen Produkten. Für die fehlerfreie Funktion solcher 
Software in bestimmten Kombinationen und Anwen-
dungen leistet ACP nur dann Gewähr, wenn dies aus-
drücklich schriftlich zugesagt wurde. Während der Ge-
währleistungszeit erhält der Vertragspartner auf Anfor-
derung kostenlose Ergänzungsversionen (Fehlerkor-
rekturen des Software-Herstellers) der Software ein-
schließlich dazugehöriger Dokumentation. Dazu gehö-
ren nicht neuere Versionen der Software, die funktio-
nale Verbesserung der lizenzierten Software enthalten. 
Die Installation von Ergänzungsversionen erfolgt durch 
den Vertragspartner und ist nicht durch die Gewährleis-
tung abgedeckt. Software-Unterstützung vor Ort durch 
ACP ist ebenfalls nicht durch die Gewährleistung abge-
deckt. 

15.9. Für die Erstellung von Modulen (individuell erstellte 
oder angepasste Software) gelten die Mängelrechte 
aus dem diesbezüglich abgeschlossenen Vertrag. ACP 
wird in diesem Zusammenhang auftretende Fehler bei 
den von ihr erstellten Programmmodulen schnellstmög-
lich beseitigen. Erweist sich eine Fehlerbeseitigung als 
nicht möglich, wird ACP eine akzeptable Ausweichlö-
sung entwickeln. 

15.10. Ausgeschlossen von der Gewährleistung sind Mängel, 
welche auf eine unsachgemäße bzw. nicht sorgfältige 
Bedienung, geänderte Systemkomponenten, Verwen-
dung ungeeigneter Organisationsmittel oder unübliche 
Systemeingriffe durch den Vertragspartner oder Dritte 
zurückzuführen sind. Beruht die Mangelhaftigkeit auf 
Beistellungen oder Mitwirkungen des Vertragspartners 
ist jede unentgeltliche Pflicht zur Mängelbeseitigung 
ausgeschlossen. ACP übernimmt weiters keine Ge-
währ für Fehler, Störungen oder Schäden, die auf die 
Verwendung ungeeigneter Datenträger, Hardware, 
Software, anormale bzw. unübliche Betriebsbedingun-
gen (insbesondere Abweichung von den Installations- 
und Lagerbedingungen), unsachgemäßer Gebrauch 
oder Umbauten durch den Vertragspartner oder Dritte, 
atmosphärische oder statische Entladung, Virenbe-
stand, natürlichen Verschleiß sowie auf Transportschä-
den zurückzuführen sind. In diesen Fällen gelten die 
von ACP erbrachten Leistungen trotz möglichen Ein-
schränkungen dennoch als vertragsgemäß erbracht. 
ACP wird auf Wunsch des Vertragspartners eine kos-
tenpflichtige Beseitigung des Mangels unternehmen.  

15.11. Zwischen ACP und dem Vertragspartner gilt eine Ge-
währleistungsfrist von 6 (sechs) Monaten als verein-
bart. Die Gewährleistungsfrist beginnt mit der Abliefe-
rung der Vertragsleistung zu laufen und muss bei sons-
tiger Verjährung binnen dieser Frist gerichtlich geltend 
gemacht werden. Darüber hinaus hat stets der Ver-
tragspartner den Beweis dafür zu erbringen, dass die 
Mangelhaftigkeit der erbrachten Vertragsleistung 
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bereits im Zeitpunkt der Übergabe vorlag. Zudem wird 
die Rückgriffsmöglichkeit auf ACP gemäß § 933b 
ABGB ausgeschlossen. Für allfällige dem Vertrags-
partner von ACP überlassene Hard- und Softwarepro-
dukte Dritter gelten vorrangig vor den Regelungen die-
ses Punktes die jeweiligen Gewährleistungs- bzw. Ga-
rantiebedingungen des Herstellers dieser Produkte. 
Die daraus erwachsenden Garantieansprüche sind 
nicht gegenüber der ACP, sondern ausschließlich ge-
genüber dem Hersteller geltend zu machen. Der Kunde 
wird ACP über eine eventuelle Geltendmachung von 
Ansprüchen und die Durchführung der Garantie durch 
den Hersteller informieren. 

15.12. Unterlässt der Vertragspartner die Abnahme der Ver-
tragsleistungen aus einem anderen Grund als wegen ei-
nes nicht geringfügigen Mangels, der die Nutzung der 
Vertragsleistung schwer einschränkt oder unmöglich 
macht, obwohl ACP die Abnahmebereitschaft erklärt 
hat, so gilt die Vertragsleistung vier Wochen nach vorge-
nannter Erklärung als ordnungsgemäß abgenommen. 
Ein nicht geringfügiger Mangel liegt vor, wenn der Echt-
betrieb nicht begonnen oder fortgesetzt werden kann. 
Die Hilfestellung und Fehlerdiagnose sowie Fehler- und 
Störungsbeseitigung, die vom Vertragspartner zu vertre-
ten sind, sowie sonstige Korrekturen, Änderungen und 
Ergänzungen werden von ACP gegen gesonderte Ver-
rechnung durchgeführt. Dies gilt insbesondere für die 
Behebung von Mängeln, wenn Programmänderungen, 
Ergänzungen und sonstige Eingriffe vom Vertrags-
partner selbst oder von dritter Seite vorgenommen wor-
den sind. 

15.13. Soweit Auftragsgegenstand die Änderung oder Ergän-
zung bestehender Vertragsleistungen von ACP ist, be-
zieht sich die Gewährleistung nur auf diesen aktuellen 
Vertragsgegenstand. Die Gewährleistung für die ur-
sprüngliche Vertragsleistung lebt dadurch nicht wieder 
auf. 

15.14. Offenbare Unrichtigkeiten (Schreib-, Rechen-, Formfeh-
ler etc.) in Notizen, Protokollen, Berechnungen etc. kön-
nen von ACP jederzeit berichtigt werden. Ein Anspruch 
auf Beseitigung solcher offensichtlicher Mängel ist aus-
geschlossen, wenn sie nicht in der Gewährleistungsfrist 
schriftlich gegenüber ACP geltend gemacht werden. 

16. Haftung 
16.1. ACP haftet dem Vertragspartner nur für zumindest grob 

fahrlässig verursachte Sachschäden und nur bis zur 
Höhe von Euro 50.000 je Schadensereignis, die von 
ACP bzw. einem ihrer Erfüllungsgehilfen oder gesetzli-
chen Vertreter verursacht werden. Ist die Sicherung von 
Informationen oder Daten ausdrücklich als Leistung ver-
einbart, so ist die Haftung für deren Wiederherstellung 
mit EUR 30.000 je Schadensfall begrenzt. Die gesamte 
Haftung der ACP für sämtliche Schäden und Aufwen-
dungen ist jedoch pro Vertragsjahr beschränkt mit maxi-
mal 50 % der Summe der Entgelte, die vom Vertrags-
partner in dem Vertragsjahr, in dem der Anspruch ent-
steht, geschuldet werden. Unbegrenzt ist die Haftung 
von ACP oder ihren gesetzlichen Vertretern oder Erfül-
lungsgehilfen lediglich bei verschuldeten Personenschä-
den. Die Haftung von ACP für leichte Fahrlässigkeit, mit 
Ausnahme von Personenschäden, ist ausgeschlossen. 
Darüber hinaus ist jede weitere Haftung von ACP für 
Schadensersatz ausgeschlossen, insbesondere die 
Haftung für entgangenen Umsatz, entgangenen Gewinn 
und entgangene Geschäftschancen sowie Ansprüche 
auf Ersatz von mittelbaren Schäden, Folgeschäden, Be-
triebsstörungsschäden, Verlust von Informationen oder 
Daten und nicht eingetretener Ersparnis. Die Haftung 
nach dem Produkthaftungsgesetz und allfällig weiteren 
gesetzlich zwingend vorgeschriebenen 

verschuldensunabhängigen Haftungsfällen bleiben da-
von unberührt. 

16.2. Sind mit dem Vertragspartner Vertragsstrafen oder An-
sprüche auf Entgeltminderung vereinbart, sind von der 
oben genannten Gesamthaftungsgrenze auch alle Ver-
tragsstrafen und Ansprüche auf Entgeltminderung er-
fasst. Die Geltendmachung von über diese Vertrags-
strafen oder Ansprüche auf Entgeltminderung hinaus-
gehenden Schadenersatzansprüchen ist jedoch jeden-
falls ausgeschlossen. 

16.3. Alle Schadenersatzansprüche gegen ACP sind bei 
sonstigem Verfall binnen 4 Wochen nach Eintritt des 
Schadenereignisses schriftlich per Einschreiben anzu-
zeigen und spätestens 6 Monate nach dem Schaden-
ereignis bei sonstiger Verjährung gerichtlich geltend zu 
machen. 

16.4. Geht ein Dritter gegenüber dem Vertragspartner wegen 
einer Rechtsverletzung seitens ACP berechtigt vor, ver-
pflichtet sich der Vertragspartner ACP die Möglichkeit 
einzuräumen, die Rechtsverletzung zu beheben. Dies 
kann durch Verhandlungen mit dem Dritten oder durch 
Lieferung einer Vertragsleistung, die die Rechte des 
Dritten nicht verletzt, erfolgen. 

16.5. Für die Rechtmäßigkeit der Benutzung von durch den 
Vertragspartner an ACP übergebene Unterlagen haftet 
ausschließlich der Vertragspartner. ACP ist nicht ver-
pflichtet, die Rechtmäßigkeit der Nutzung zu überprü-
fen. Sollte ACP aufgrund der Benutzung solcher Unter-
lagen von Dritten in Anspruch genommen werden, so 
stellt der Vertragspartner ACP gegenüber den Dritten 
schad- und klaglos. 

16.6. Sämtliche zuvor geregelten Haftungsbeschränkungen 
gelten auch für den Fall der Wandlung oder einer sons-
tigen, rückwirkenden Beseitigung oder Aufhebung ei-
nes mit ACP abgeschlossenen Vertrages. 

16.7. ACP übernimmt keine Haftung noch leistet sie Gewähr 
dafür, dass von ihr gelieferte Software den Anforderun-
gen des Vertragspartners genügt, fehlerfrei läuft oder 
alle Softwarefehler behoben werden können. Bei der 
Einrichtung und dem Betrieb von IT-Systemen und IT-
Maßnahmen geht ACP nach dem jeweiligen Stand der 
Technik vor, gewährleistet jedoch nicht deren absolute 
Sicherheit und haftet nicht dafür. Ebenso haftet ACP 
nicht für allfällige Nachteile, die dadurch entstehen, 
dass beim Vertragspartner installierte Sicherheits- Sys-
teme und IT-Maßnahmen umgangen oder außer Funk-
tion gesetzt werden. 

16.8. Die Einschätzung des Risikos der organisatorischen 
und technischen Informationssicherheit und die Einhal-
tung der davon abgeleiteten Maßnahmen stellt eine 
Mitwirkungspflicht des Auftraggebers dar und obliegt 
ausschließlich dem Auftraggeber. Als Grundlage für die 
Implementierung einer Informationssicherheitspolitik 
kann vom Auftraggeber „das Österreichische Informati-
onssicherheitshandbuch“ oder eine vergleichbare Zu-
sammenfassung herangezogen werden.  

16.9. Beratungs- und Unterstützungsleistungen (insbeson-
dere Leistungen betreffend Incident Response, Daten-
schutz, Security, Projektmanagement und Auditierung) 
werden grundsätzlich in Form von dienstvertraglichen 
Leistungen (§ 1151 ABGB) erbracht. ACP übernimmt 
dabei - vorbehaltlich abweichender Vereinbarung - 
keine Gewähr für den Eintritt eines bestimmten Erfol-
ges. Soweit die Parteien werkvertragliche Leistungen 
vereinbaren wollen, ist dies ausdrücklich zu regeln und 
die Herstellung eines Werks auf der Basis einer verein-
barten Spezifikation geschuldet. 

16.10. Trotz Einsatz erfahrener Security Spezialisten und 
schnellen und flexiblen Reagierens übernimmt ACP bei 
der Erbringung von Incident Response 
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Dienstleistungen keine Haftung noch leistet sie Gewähr 
dafür, dass dauerhaft und vollständig die IT-Systeme, 
von denen unmittelbare Gefahr ausgeht, abgeschottet 
werden (Containment), ein allfälliger Angreifer nachhal-
tig aus dem Kundennetzwerk entfernt wird, von ACP 
eingesetzte Tools und Software den Anforderungen 
des Vertragspartners genügen und fehlerfrei funktionie-
ren oder alle Gefahren gebannt und Softwarefehler be-
hoben werden können. 

17. Versicherung 
17.1. Der Vertragspartner trägt die Gefahr für den Verlust 

und den Untergang sämtlicher, im Zusammenhang mit 
den erbrachten Services in Verwendung befindlichen 
Service Objekte (Geräte und Anlagen), welche sich im 
Eigentum von ACP befinden. Es wird daher vereinbart, 
dass der Vertragspartner diese Service Objekte gegen 
alle Risiken zu versichern hat. Der Vertragspartner wird 
daher für alle in seiner Sphäre liegenden Verluste, 
Schäden und Verzögerungen, das sind insbesondere 
Feuer, Explosion, Diebstahl, Vandalismus, Wasser-
schäden und Höhere Gewalt, eine ausreichende Versi-
cherung abschließen und deren Abschluss der ACP 
nachweisen. Der Vertragspartner wird die Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag bis zur Höhe des aus-
haftenden Entgeltes zu Gunsten der ACP vinkulieren. 
Der Vertragspartner bringt hierüber einen Nachweis 
durch Aushändigung einer unterzeichneten Vinkulie-
rungsbestätigung des Versicherers und tritt den An-
spruch auf die Versicherungsleistung an die ACP ab. 
Dies ist vom Vertragspartner dem Versicherer anzuzei-
gen. 

17.2. Jegliche Veränderung des Versicherungsvertragsver-
hältnisses ist ACP anzuzeigen. ACP ist ermächtigt, 
beim Versicherer Erkundigungen über den jeweiligen 
Stand des Versicherungsvertrages einzuholen, sofern 
der Vertragspartner seinen Informationsverpflichtun-
gen trotz Einmahnung unter Nachfristsetzung innerhalb 
einer Woche nicht nachkommt. 

17.3. Sollte der Vertragspartner seinen Versicherungsver-
pflichtungen nicht nachkommen und es ACP für notwen-
dig halten, diese Risiken zu decken, ist ACP auf Gefahr 
und Kosten des Vertragspartners berechtigt, eine Er-
satzvornahme hinsichtlich des Versicherungsabschlus-
ses zu tätigen. 

18. Abwerbung 
18.1. Der Vertragspartner verpflichtet sich, für die Dauer eines 

mit ACP abgeschlossenen Vertrages und darüber hin-
aus für weitere zwölf Monate keine Mitarbeiter von ACP 
ohne ausdrückliche vorherige schriftliche Zustimmung 
von ACP direkt oder indirekt abzuwerben. Dies gilt auch 
für die Abwerbung von ACP-Subauftragnehmern oder 
deren Mitarbeiter durch den Vertragspartner. 

18.2. Im Falle der Nichteinhaltung dieser Bestimmung ist der 
Vertragspartner zur Zahlung einer verschuldensunab-
hängigen Vertragsstrafe in Höhe des letzten Bruttojah-
resentgeltes bei ACP verpflichtet. Die Geltendmachung 
eines diese Vertragsstrafe übersteigenden Schadens 
bleibt davon unberührt. 

19. Datenschutz 
19.1. Im Rahmen der Erbringung der Dienstleistungen wird 

ACP die Bestimmungen des österreichischen Daten-
schutzgesetzes (DSG), sowie der DSGVO einhalten. 

19.2. Bei der Verarbeitung der vom Vertragspartner überlas-
senen personenbezogenen Daten wird ACP diese aus-
schließlich im Rahmen der Verträge mit dem Vertrags-
partner verwenden. ACP ergreift alle dem Stand der 
Technik entsprechenden, angemessenen, erprobten 
und marktüblichen Maßnahmen, um die bei ACP 

gespeicherten Daten zu schützen. ACP ist jedoch nicht 
dafür verantwortlich, wenn es dennoch jemandem ge-
lingt, auf rechtswidrige Art und Weise an diese Daten 
heranzukommen und sie weiter zu verwenden. ACP ver-
pflichtet insbesondere ihre Mitarbeiter, die Bestimmun-
gen der DSGVO einzuhalten. Es gilt die Datenschutzer-
klärung der ACP Gruppe, abrufbar unter 
https://www.acp.at/datenschutz.  

19.3. Die Daten des Vertragspartners (Firmenbuchdaten, An-
schrift, Telefon- und Faxnummer, Emailadresse, sowie 
andere zur Adressierung erforderliche Informationen, 
die sich durch moderne Kommunikationstechniken erge-
ben, Standorte, Ansprechpersonen, bestellte Waren, 
Liefermengen) aus dem jeweiligen Geschäftsfall werden 
grundsätzlich nur zu Zwecken der Abwicklung des Ver-
trages, insbesondere zu Verwaltungs- und Verrech-
nungszwecken, automationsunterstützt verarbeitet – so-
fern nicht explizit anderes vereinbart wurde. Aus techni-
schen Gründen kann es erforderlich sein, dass diese 
Daten auf einem Server einer anderen mit ACP konzern-
mäßig verbundenen Gesellschaft gespeichert werden. 

19.4. Mit Abschluss des Vertrages erteilt der Vertragspartner 
seine Zustimmung, dass die von ihm überlassenen Da-
ten von ACP an die mit ACP verbundenen Unternehmen 
zu Informationszwecken und im Rahmen der konzernweit 
vorgeschriebenen Berichtspflichten für statistische Zwe-
cke und Risk Management überlassen und von ACP 
und/oder von den mit ACP verbundenen Unternehmen 
entsprechend der Verträge mit dem Vertragspartner ver-
wendet werden. Unter mit ACP verbundenen Unterneh-
men sind solche zu verstehen, an denen ACP direkt oder 
indirekt mehr als 50% der Anteile oder die industrielle 
Führung besitzt oder eine Gesellschaft, die direkt oder 
indirekt mehr als 50% der Anteile an ACP oder die in-
dustrielle Führung besitzt oder Gesellschaften, die mit 
ACP direkt oder indirekt unter derselben industriellen 
Führung stehen oder deren Anteile zu mehr als 50% di-
rekt oder indirekt vom selben Unternehmen gehalten 
werden, das auch die Mehrheit der Anteile an ACP hält. 
Der Vertragspartner erteilt seine ausdrückliche Zustim-
mung, dass diese Unternehmen sowie ACP selbst ihm 
Informationen über Waren oder Leistungen schriftlich 
oder per E-Mail zusenden oder ihn in sonstiger Weise 
(z.B. per Telefon) kontaktieren. Eine solche Zustimmung 
kann jederzeit schriftlich oder per E-Mail widerrufen wer-
den. 

20. Geheimhaltung 
20.1. Die Vertragspartner vereinbaren über Einzelheiten der 

abgeschlossenen Verträge sowie über vertrauliche In-
formationen betreffend technische, geschäftliche und 
betriebliche Angelegenheiten bedingungslos und unbe-
fristet (d.h. auch nach Beendigung der jeweils abge-
schlossenen Verträge) Stillschweigen gegenüber Drit-
ten zu bewahren, soweit sie nicht allgemein oder dem 
Empfänger auf andere Weise rechtmäßig bekannt sind 
oder dem Empfänger von einem Dritten ohne Geheim-
haltungsverpflichtung mitgeteilt bzw. überlassen wer-
den, oder von dem Empfänger nachweislich unabhän-
gig entwickelt worden sind, oder aufgrund einer rechts-
kräftigen behördlichen oder richterlichen Entscheidung 
zu offenbaren sind. 

20.2. Die mit ACP verbundenen Unternehmen sowie Subauf-
tragnehmer von ACP gelten nicht als Dritte, soweit sie 
einer inhaltlich diesem Punkt entsprechenden Geheim-
haltungsverpflichtung unterliegen. Gleiches gilt für ACP 
oder Dritte betreffende personenbezogene Daten, In-
formationen nach § 38 BankwesenG oder § 48a Bör-
seG u. dgl., die dem Vertragspartner im Zusammen-
hang mit dem Vertrag von ACP zur Kenntnis gelangen. 
Der Vertragspartner hat alle diese Informationen und 
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Ergebnisse insbesondere vor dem Zugriff Dritter zu 
schützen, das Datengeheimnis nach § 15 DSG 2000 
einzuhalten und seine damit befassten Mitarbeiter bzw. 
etwaige Dritte gleichfalls zur entsprechenden Geheim-
haltung zu verpflichten. 

21. Rechtsnachfolge 
21.1. ACP ist berechtigt, Rechte und Pflichten aus dem Ver-

tragsverhältnis mit dem Vertragspartner auf ein anderes 
Unternehmen des ACP-Konzerns zu übertragen. Dem 
Vertragspartner erwächst aus Anlass einer solchen 
Übertragung kein Kündigungsrecht. Hingegen darf der 
Vertragspartner alle Rechte und Pflichten aus dem Ver-
tragsverhältnis mit dem Vertragspartner nur mit schriftli-
cher Zustimmung von ACP übertragen, abtreten oder 
sonst in irgendeiner Art und Weise weitergeben. 

21.2. Jegliche Änderung der Beteiligungsverhältnisse, sowie 
eine Veräußerung des Unternehmens des Vertragspart-
ners berechtigt ACP, die jeweils abgeschlossenen Ver-
träge aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung aufzu-
lösen. 

22. Schriftform 
22.1. Sämtliche Änderungen oder Ergänzungen eines mit 

ACP abgeschlossenen Vertrages müssen schriftlich er-
folgen, sofern nicht explizit anderes vereinbart wird. Dies 
gilt auch für die Abbedingung dieser Schriftformklausel. 
Einseitige Erklärungen bedürfen der nachweislichen Zu-
stellung. 

23. Anwendbares Recht/Gerichtsstand 
23.1. Es kommt österreichisches Recht zur Anwendung, un-

ter Ausschluss solcher Rechtsnormen, die auf das 
Recht anderer Staaten verweisen. Die Anwendung der 
Regeln des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über den internationalen Warenkauf (UN-Kaufrecht) ist 
ausgeschlossen. 

23.2. Zur Entscheidung von Streitigkeiten, insbesondere 
über das Zustandekommen eines Vertrages oder über 
die sich aus dem Vertrag ergebenden Ansprüche, ist 
ausschließlich das jeweils sachlich zuständige Gericht 
der vertragsschließenden ACP Geschäftsstelle. ACP 
ist jedoch berechtigt, den Vertragspartner auch an ei-
nem anderen, etwa seinem allgemeinen Gerichtsstand, 
zu klagen. 

24. Compliance  
24.1. ACP setzt sich dafür ein, Geschäfte ehrlich, fair und 

transparent zu führen und hält sich daher an alle an-
wendbaren Gesetze und Grundprinzipien der Ge-
schäftsethik. ACP erwartet eine solche Compliance 
auch von ihren Vertragspartnern (ACP Kunden und ACP 
Lieferanten), dies insbesondere im Hinblick auf die we-
sentlichen ethischen Prinzipien und Werte des ACP Ver-
haltenskodex, wie auf der ACP Unternehmenswebsite 
veröffentlicht. Der Vertragspartner bestätigt den ACP 
Verhaltenskodex gelesen und verstanden zu haben und 
diesen auch an seine Auftragnehmer weiterzugeben. 
ACP erwartet in weiterer Folge von ihren Vertragspart-
nern und deren Auftragnehmern, dass diese alle Rege-
lungen dieser Richtlinie oder gleichwertige Regelungen 
der eigenen Compliance Richtlinie des Vertragspartners 
bzw. dessen Auftragnehmern einhalten. Der Vertrags-
partner wird eine entsprechende Bestätigung von seinen 
Auftragnehmern einholen. 

24.2. Der Vertragspartner stellt sicher, dass im Zusammen-
hang mit der Durchführung des Vertrags alle anwendba-
ren nationalen und internationalen Bestimmungen be-
treffend die Rechte der Arbeitnehmer und ihrer Ar-
beitsumwelt (jedenfalls aber Mindeststandards wie die 
Einhaltung der Menschenrechte, das Verbot von 

Kinderarbeit und Zwangsarbeit, angemessene Entloh-
nung etc.) eingehalten werden.  

24.3. Der Vertragspartner bestätigt, dass keine Vermittler per-
sönliche und/oder finanzielle Vorteile im Zusammen-
hang mit dem Abschluss des Vertrags mit der ACP er-
halten. Der Vertragspartner vermeidet Situationen, die 
auf Interessenkonflikte mit der ACP hindeuten und ver-
pflichtet sich weiters dazu, alle Handlungen, die der ACP 
schaden könnten, zu unterlassen, insbesondere alle 
Handlungen, die den Ruf des Unternehmens schädigen 
könnten. 

24.4. Der Vertragspartner garantiert die Einhaltung aller an-
wendbaren Gesetze. ACP duldet keine Korruption oder 
Bestechung. Insbesondere darf der Vertragspartner 
keine unrechtmäßigen Vorteile oder sonstigen Vergüns-
tigungen verlangen, anbieten oder gewähren. Darüber 
hinaus sind alle geltenden Import- und Exportbestim-
mungen bzw. -beschränkungen einzuhalten. Insbeson-
dere ist dabei auf Änderungen der Sanktionslisten in den 
verschiedenen geltenden Ausfuhrkontrollgesetzen zu 
achten.  

24.5. Der Verstoß gegen die Bestimmungen dieses Punkt 24. 
stellt eine wesentliche Vertragsverletzung dar, die die 
ACP dazu berechtigt, den Vertrag mit sofortiger Wirkung 
aufzulösen. In diesem Fall verliert der Vertragspartner 
seinen Anspruch auf die vereinbarte Vergütung bzw. 
Lieferung und Leistung, es sei denn, es wurden (Teil-) 
Leistungen erbracht/geliefert, die für ACP nutzbar sind. 
Dies gilt unbeschadet allfälliger Schadenersatzansprü-
che der ACP. Der Vertragspartner haftet gegenüber der 
ACP für alle Nachteile und trägt alle zusätzlichen Kos-
ten, die im Zusammenhang mit einer solchen Beendi-
gung aufgrund der Vertragsverletzung des Vertragspart-
ners entstehen können.  

24.6. Unsere Lieferanten haben strenge Compliance-Vorga-
ben, die von ACP und ihren Kunden eingehalten werden 
müssen. Für den Verkauf von US-amerikanischer Hard-
ware, Software und zugehörigen Dienstleistungen gel-
ten zusätzlich zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen auch noch die ACP AGB Herstellerspezifische 
Regelungen. Diese können unter dem Link 
www.acp.at/herstellerregelungen eingesehen werden. 

25. Schlussbestimmungen 
25.1. Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB oder des 

Vertrages als unwirksam oder undurchführbar sein 
oder werden, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen 
Regelungen nicht berührt. Unwirksame oder undurch-
führbare Bestimmungen werden einvernehmlich durch 
eine wirksame oder durchführbare Regelung ersetzt, 
die in ihrem wirtschaftlichen Ergebnis der unwirksamen 
oder undurchführbaren Bestimmung möglichst nahe-
kommt. 

25.2. Die Vertragserfüllung seitens ACP steht unter dem Vor-
behalt, dass der Erfüllung keine Hindernisse aufgrund 
von nationalen oder internationalen Vorschriften des 
Außenwirtschaftsrechts sowie keine Embargos oder 
sonstige Sanktionen entgegenstehen. 

25.3. Der ACP ist es im Rahmen der geltenden Gesetze er-
laubt, dieses Projekt in einer Referenzliste zu führen 
und als Referenzprojekt werbend zu publizieren und da-
bei auch Lichtbilder des Vertragsobjekts bzw. dort er-
brachter Leistungen zu verwenden, soweit dem nicht 
rechtlich geschützte oder schutzwürdige Belange des 
Vertragspartners oder der Dritter entgegenstehen. 

25.4. Die Verhandlungs- und Vertragssprache ist Deutsch. 
Der Vertragspartner erklärt sich damit einverstanden, 
dass sowohl Fachtermini als auch Software in engli-
scher Sprache abgefasst sein können. 
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